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Vorblatt 


Beschluß des Deutschen Bundestages 
betr. Verfahrensregel für Enquete-Kommissionen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung) 


A. Problem 

Wegen des Fehlens besonderer Verfahrensregeln für Enquete- 
Kommissionen besteht die Gefahr der Praktizierung vonein- 
ander abweichenden Verfahrensrechts. 


B. Lösung 

Durch den Beschluß des Bundestages werden die Enquete- 
Kommissionen verpflichtet, für die Beratung und Beschlußfas- 
sung die Grundsätze der Geschäftsordnung des Bundestages 
sinngemäß anzuwenden. 


C. Alternativen 

Anfügung eines Absatzes 4 an § 74 a der Geschäftsordnung des 
Bundestages, der inhaltlich dem vorgeschlagenen Beschluß des 
Bundestages entsprechen würde. 

Von dieser Möglichkeit hat der Ausschuß Abstand genommen, 
da mit dem Beschluß des Bundestages nur eine vorübergehende 
Regelung getroffen werden soll. 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Gesdiäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Geschäftsordnungsangelegenheiten — 
betr. Verfahrensregel für Enquete-Kommissionen 


A. Bericht des Abgeordneten Schoettle 


Mit Schreiben vom 31. März 1971 hat der Biindes- 
tagspräsident beim Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung angeregt zu prü- 
fen, ob es nicht sinnvoll sei, um den bereits einge- 
setzten Enquete-Kommissionen wenigstens das für 
die Ausschüsse geltende Minimum an Verfahrens- 
regeln an die Hand zu geben, dem § 74 a der Ge- 
schäftsordnung folgenden Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Für die Beratung und Beschlußfassung in 
den Enquete-Kommissionen gelten die Grund- 
sätze dieser Geschäftsordnung entsprechend, so- 
weit nichts anderes bestimmt ist." 

In dem Schreiben wird darauf hingewiesen, dieser 
Absatz entspreche dem § 71 der Geschäftsordnung 
mit der einzigen Abweichung, daß die Grundsätze 
der Geschäftsordnung nur „entsprechend" gelten 
sollten, da sich bei den Enquete-Kommissionen Be- 
sonderheiten daraus ergäben, daß sie nicht nur aus 
Mitgliedern des Bundestages bestünden. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich in seiner Sitzung am 
4, Mai 1971 in Anwesenheit der Vorsitzenden der 
beiden Enquete-Kommissionen mit diesem Schrei- 
ben befaßt. Im Ausschuß wurden zunächst Beden- 
ken gegen eine entsprechende Anpassung an die für 
die Ausschüsse geltenden Grundsätze geltend ge- 
macht. Dies u. a. mit dem Hinweis, daß die in § 71 


der Geschäftsordnung enthaltene Verweisung an 
sich schon unbefriedigend sei. Der Ausschuß war 
jedoch der Auffassung, daß ein Mindestmaß an Ver- 
fahrensregeln für Enquete-Kommissionen durch 
einen Beschluß des Bundestages geschaffen werden 
sollte, und zwar bis zur Verabschiedung eines Ge- 
setzes Über die Befugnisse von Enquete-Kommissio- 
nen und einer eigenen Geschäftsordnung für die 
Enquete-Kommissionen, die vom Ausschuß für er- 
forderlich gehalten wird. Der Ausschuß hält diese 
vorübergehende Regelung auch deshalb für not- 
wendig, um zu verhindern, daß in den bereits jetzt 
bestehenden Enquete -Kommissionen unterschiedli- 
ches Verfahrens recht angewandt oder gar entwickelt 
wird. 

Um eine erneute Änderung der Geschäftsordnung 
des Bundestages bei der Verabschiedung einer be- 
sonderen Geschäftsordnung für Enquete-Kommissio- 
nen zu vermeiden, hielt der Ausschuß eine vorläu- 
fige Verfahrensregelung für Enquete-Kommissionen 
außerhalb der Geschäftsordnung für angebracht. Er 
empfiehlt daher dem Plenum die Annaihme des un- 
ter B. wiedergegebenen Antrages. 

Der Ausschuß ging dabei von der Voraussetzung 
aus, daß mit der Annahme dieses Antrages sich die 
Frage des Zutrittsrechts von Mitgliedern und Be- 
auftragten des Bundesrates bzw. der Bundesregie- 
rung nicht stellt; dasselbe gilt für das Zutrittsrecht 
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anderer Personen, da insoweit die Grundsätze für 
die Ausschüsse des Bundestages gelten. Diese Rege- 
lung schließt nicht aus, daß von den Enquete-Kom- 
missiionen mit dem Bundesrat bzw, der Bundesregle- 
iTung Vereinbarungen über eine Einsdiränkung des 
Zutrittsrechts getroffen werden, soweit dies für die 
Arbeit der Enquete-Kommissionen erforderlidi ist. 


Bonn, den 4. Mai 1971 


Sdioettle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdiließen: 

Für die Beratung und Besdilußfassung in Enquete- 
Kommissionen gelten die Grundsätze der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages sinngemäß. 


Bonn, den 4. Mai 1971 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


2 



